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AUSGEFERTIGT

Böbingen an Rems, 4^n
08.April 19
Bürgermei s

■dA

(Hi 1 senbek)

zum Bebauungsplan "Ortsrnme- 1. Änderung, Teilgebiet II", Böbingen

I  ■ .'■ -A,In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt;

A planungsrechtliche FESTSETZUNGEN
, 3 Bau3B .d..d.e.,^

- 5, Feb. 1997

' ;ib.

vom

23

23.09.1990 unter Hinweis auf WoBauErlG vom n.05.1990 sowie
.01.1990. Änderung durch Einigungsvertrag vom 23.09.1990.)

1. Bauliche und sonstige Nutzung

a) Art der Nutzung: (§9 Abs.1 BauGB und §§ 1 -15 BauNVO)
1. RiraRenvet1<fihrsfiache nach § 9 Abs.1 Nr.11 BauGB

Zulässig sind alle mit der angegebenen Nutzungsart wesensmäßig verbundenen Nut-LngeS sLiiche zur^hlrstellung und --Betrieb ertöne ,oben B—
wiP 7 B Brücken Unterführungen, Stutzmauern, Treppen, ober- und ®Versorgungsbauwerke, Schutz- und StüUdämme, Böschungen. Lichtzeichenanlage
und Fernmeldeeinrichtungen.

2. nrrentliche Grünfiachfl ■Gninanlaoe- nach § 9 Abs.1 Nr.15 BauGB
zulässig sind alle mit der angegebenen Nutzungsart wesensmäßig verbundenen Nut-
Zungen; bauliche Anlagen sind nicht zulässig.

3. Wa?;Rfirfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB
7iiiäc:qin sind alle mit der angegebenen Nutzungsart wesensmäßig verbundenen Nut-L;fge,?w^e"he ArgenfOrOberquem Straßenverkehrsflächen und bauli-
ehe und sonstige Anlagen der Wasserwirtschaft.

2. Flächen zur Herstellung des Slraßenkörpers (§ 9 Abs. 1, Nr. 26 und Abs. 2 BauGB)
Die bei der Anlage der öffentlichen Straßen und Wege entstehendenBöschungen (Dämme und Einschnitte) sowie die erforderlichen
Stützbauweike (Hinterbeton) entlang der G-"<^®-(^sgrenze in einer Brmte
von 12 cm ab Hinterkante Randstein und einer Tiete von 35 cm ab Oberkante
Randstein sind auf den angrenzenden Grundstücken zu dulden.

3, Grünordnung (§ 9 Abs.1, Nr.25a BauGB)

DieiTB^auungsplan festgesetzten RIanzflächen sind im Sinne ^hematisohe^
Planeinzeichnung mit Einzellaubbäumen. Baum- und Buschgruppen zu
und dauernd zu erhalten. Abgängige Pflanzen sind durch gleichartige innerhalb eine
Jahres nach Rodung zu ersetzten.

4. Geh- und Fahrrecht (GFR)
Auf der Parzelle 81 besteht zugunsten der Parzellen BO/1 und 80/2 ein Geh- und
Fahrrecht (GFR) zur Andienung der genannten Grundstücke.
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llBO i.d.Fi vom 09,09.1985 sowie § 9 Abs. 4 BauGB)

1. Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 74 Abs.l, Nr. 3 LBO)
Im Rfirßich der fininfiache und VerkehrsfläChe:

Die zur Herstellung der jeweiligen Anlagen notwendigen Aufschüttungen und At)gra-
bungen sind entsprechend der jeweiligen Erfordernisse zugelassen.

2. Einfriedigungen (§ 74 Abs. 1, Nr. 5 LBO)
Die Höhe der Grundstückseinfriedungen entlang der Straßenbegrenzungslinie darf
0,80 m nicht überschreiten.
Zwischen den einzelnen Grundstücksgrenzen darf die Höhe der Einfriedungen von der
Baugrenze bis zur Ver1<ehrsfiache 0,80 m ebenfalls nicht überschreiten.

Die Einfriedungen sind nur als transparente Holzzäune, Hecken oder bepflanzte
Maschendrahtzäune mit mindestens einem Rank- oder Schlinggewächs pro 15 lfm zu
lässig.

Der Abstand der Einfriedungen zu der Straßen- und Gehwegsbegrenzung muß mlnd.
0.50 m betragen. Diese Vorlläche ist gärtnerische anzulegen (z.B. mit Rasen oder
bodendeckender Bepflanzung) mit einer maximalen Aufwuchshöhe von 0,80 m.

C HINWEISE

Hinweis auf Bodenfunde

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese
sind unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde und der Gemeinde anzuzei
gen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehör
de mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungs
widrigkeiten wird verwiesen.

2. Hinweise auf Pflichten der Eigentümer (§126 BauGB)

Der Eigentümer hat das Anbringen von

1. Hattevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbe
leuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und das Zubehör, sowie

2. Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen auf seinem
Grundstück zu dulden.

3. Hinwels des Wassenwirtschaftsamtes Ellwangen

Bei Auffinden von Abfallablagerungen im Rahmen der Schließungsmaßnahmen
und Bautätigkeiten ist der Wasserwirtschaftsamt bzw. das Landratsamt Ostalbkreis
unverzüglich zu verständigen. Aufgebrachte Abfälle dürfen ohne Genehmigung des
Wasserwirtschaftsamtes bzw. des Landratsamtes nicht entfernt und anderweitig
deponiert werden.
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